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Die Wahl  

Das Highlight der Demokratie 

I. 
Die Wahl - Ermächtigung der 

staatlichen Repräsentanten durch 
die Beherrschten

a) In der Wahl wird das von Parteien 
präsentierte und organisierte Perso-
nal gewählt, das für einen bestimm-
ten Zeitraum Gesetze erlassen und die 
Regierungsgeschäfte führen soll. Der 
Wahl sind zum einen die Sortierung 
der Angehörigen eines Gemeinwesens 
in Führer und Geführte vorgelagert - 
letztere sollen ja erstere wählen, zum 
zweiten ein fi x und fertiger Staatsap-
parat, dessen Führungsämter mit der 
Wahl besetzt werden, und zum drit-
ten eine defi nierte Staatsräson, die 
von den Ämtern aus gemanagt wer-
den soll. Damit ist eines über die Wahl 
von vornherein klargestellt: Sie ist 
keine Einmischung der Bürger in das, 
was materiell-sachlich das Verhält-
nis von Staat und Bürger, von Herr-
schaft und Untertanen ausmacht. Die 
Überlegung, warum und wozu es eine 
solide durchorganisierte Herrschaft 
mit machtvollen Posten und elitären 
Amtsträgern braucht, ist dem Wähler 
schon immer praktisch abgenommen. 

b) Wichtig an einer Wahl ist also zuerst 
und vor allem das, was nicht zur Wahl 
steht, mit der Wahl aber stillschwei-
gend abgehakt wird. Das ist nämlich 

nichts Geringeres als die gesamte po-
litische Herrschaft: der Apparat; die 
Aufgaben, denen der sich widmet; die 
Leistungen, die er erbringt; die “Sa-
che” der Nation; und dass es Führer 
braucht, die sich darum kümmern. 
Also schlichtweg alles, was die Mas-
se des Bürgervolks als Beschränkung 
jeder materiellen Freiheit, als Härte 
ihres Erwerbslebens, als Inanspruch-
nahme durch private und öffentlich-
rechtliche Machthaber, überhaupt als 
gesellschaftlich organisierte Last zu 
spüren bekommt. Das alles ist wie 
selbstverständlich gebilligt, wenn es 
ans Wählen geht - die Stimmabgabe 
ist ein ganz prinzipielles Bekenntnis 
zur Herrschaft und deren Staatsrä-
son: Die Unterordnung unter den bei 
der Wahl unterstellten, gar nicht der 
Beurteilung anheimgestellten Staats-
willen unterschreiben also mit ihrem 
Wahlkreuz ausgerechnet die, die von 
der Herrschaft zu Opfern gemacht 
werden.

c) Dass es bei der Wahl um das ab-
strakte, von den Interessen der Wäh-
ler getrennte Ja zur Herrschaft geht, 
refl ektiert sich in der Wahl selbst:

- Der Wähler darf die Personen seiner 
Wahl ankreuzen. Mit dem Wahlkreuz 
wird von den Gründen, die der Bürger 
für seine Wahlentscheidung haben mag, 
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Ankündigungstext Vortrag & Diskussion

Konsum und Konsumkritik 

im Kapitalismus

‘Wohlstands- und Überfl ussgesellschaft’ - ‘Konsumterror - Konsumentenmacht’

29.10.2009, 19.30 Uhr, Offene Arbeit, Allerheiligenstrasse 9, Erfurt

Wer heute noch behauptet, Arbe-
iter hätten im Kapitalismus nichts zu 
verlieren als ihre Ketten, macht sich 
lächerlich. Nicht zuletzt vor den Leu-
ten, von denen die Rede ist. Wir leben 
nämlich in einer „Wohlstandsge-
sellschaft“, auch wenn die feinsin-
nige Unterscheidung zwischen Kauf-
häusern und Discountern, Anbietern 
und Billiganbietern, Tourismus und 
low-budget-Reisen Zweifel an der Be-
hauptung aufkommen lassen könnte. 
Der Konsum der Menschen gilt ein-
fach als letztes Ziel dieser Wirtschaft 
und als überaus gut bedient dazu. Als 
müsste um jeden Euro Lohn gekämpft 
werden, wenn dem so wäre!

Eine Kritik am Konsum im Kapitalis-
mus gibt es allerdings auch. Die Ge-
sellschaft laboriert angeblich an einem 
Zuviel davon, so dass sie auch „Über-
fl ussgesellschaft“ heißt. Der „Kon-
sumterror“ lauert in jeder Einkaufs-
passage und kommt jeden Abend mit 
der TV-Werbung ins Haus, die mit 
ihrer Manipulation „künstliche Bedür-
fnisse“ kreiert, damit die Kassen klin-
geln. Als rastloser Autofahrer versaut 

dann der Konsument das Klima, als 
unersättlicher Fleischfresser nötigt 
er die Agrarindustrie, zu minimalen 
Preisen maximale Mengen von Gam-
melfl eisch über den Tresen zu reichen.

So kommt „König Kunde“ in den 
Genuss einer Doppelrolle: Als Kon-
sument darf er dem Kapitalismus für 
eine Leistung danken, die gar nicht 
im Programm ist, Versorgung. Und 
die schädlichen Wirkungen, die das 
kapitalistische Wachstum tatsächlich 
auf Natur und Gesundheit hat, weil 
Gewinn statt Versorgung sein Ziel ist, 
darf der Konsument seiner Maßlosig-
keit in Versorgungsdingen zurechnen. 
Der Vortrag will nicht nur erläutern, 
welche Rolle der Konsum im Kapi-
talismus wirklich spielt, sondern auch 
die gängigen Ideologien über „König 
Kunde“, seine Anfälligkeit für die 
Tricks der Werbung sowie seine Kon-
sumentenmacht kritisieren.

3

ständig erklärt. Die Wahl gibt also den 
Bürgern die Gelegenheit, sich in Per-
sonalfragen einzumischen, um dann 
bei der Politik ausgemischt zu sein. 
Und das reklamieren Politiker auch, 
wenn sie gegen kritische Stimmen 
aus dem Volk die sachlich reichlich 
überfl üssige Feststellung zum Besten 
geben, dass sie doch demokratisch ge-
wählt worden sind, also mit dem Hin-
weis auf ihre Ermächtigung die Pfl icht 
zum Maulhalten reklamieren, und es 
dabei nicht nötig haben, auch nur ein 
Wort über die strittige Sache zu ver-
lieren.

II.  
Die Verwandlung von Herrschafts-
kritik in demokratische Antikritik

Die Wahl stellt den Wähler vor die 
Entscheidung, bei wem er die Macht, 
der er sowieso gehorchen muss und die 
selber gar nicht zur Debatte steht, am 
besten aufgehoben sieht. Die Veran-
staltung macht ihn zum ideellen Sach-
walter, insofern zum bedingungslosen 
Parteigänger der Herrschaft, die über 
ihn ausgeübt wird: In ihrem Namen 
darf und soll er die Kandidaten für die 
zu vergebenden Posten kritisch prüfen. 
In diesem Sinn ist sie der Maßstab, an 
dem die Bewerber sich bewähren und 
sich messen lassen müssen - also nicht 
so sehr die Herrschaft selbst, vielmehr 
ein Idealbild von ihr, das die Her-
stellung, Aufrechterhaltung und Aus-
übung von Herrschaftsverhältnissen 
als eine einzige Hilfestellung für ein 
bürgerliches Leben unter “den gege-

abgesehen. Was zählt ist seine Stim-
me, die in die Auszählung miteingeht.

- In dieser zählen alle Stimmen gleich, 
d. h. es wird abstrahiert von den je-
weiligen gesellschaftlichen Rollen 
und Interessen ihrer Träger, und an 
ihnen nur die Bestimmung gelten ge-
lassen, Herrschaft über sich zu wollen.

- Wenn dann nach dem Mehrheits-
prinzip die Auszählung der Stimmen 
ausgewertet ist, haben die gewählten 
Repräsentanten die Freiheit, über das 
Wahlergebnis zu befi nden und den 
Wählerwillen zu ermitteln. Welche 
Mehrheiten zustande kommen, wer 
die Minderheit bildet, ist Resultat ih-
rer Koalitionsverhandlungen und da-
bei sind die Abgeordneten bekanntlich 
nur ihrem Gewissen, also ihren (par-
tei-)politischen Kalkulationen verant-
wortlich.

d) Diejenigen der politischen Bewer-
ber, die von Volkes Stimme erwählt 
wurden, haben durch ihre Wahl das 
Recht, (in Regierungsverantwortung 
oder auf der “harten” Oppositions-
bank) sich um die Ausgestaltung des 
Gemeinwesens verdient zu machen. 
Sie sind durch die Wahl ermächtigt, 
die Staatsnotwendigkeiten in dem von 
ihnen notwendig erachteten Sinn ge-
gen ihr Volk zu exekutieren. Und diese 
Freiheit der Politik wird von den Poli-
tikern zurecht nicht gering geschätzt. 
Denn mit der Wahl haben die Wähler 
ja sie beauftragt, die Staatsgeschäfte 
zu führen, und sich damit für unzu-
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benen Verhältnissen” vorstellig macht 
und die Staatsgewalt als Schutzmacht 
für eine “gewachsene” Volksgemein-
schaft im Innern und nach außen. Ein 
derart verkehrtes Spiegelbild der po-
litischen Macht ist die Prämisse aller 
Urteile über den Gebrauch, den die 
Wahlbewerber von ihren Ämtern ma-
chen bzw. zu machen versprechen. 
Alle kritische Aufmerksamkeit gilt 
dem vorzeigbaren und in Aussicht 
gestellten Erfolg der Kandidaten bei 
ihrer entsprechend schönfärberisch 
dargestellten Tätigkeit - deswegen un-
ter geschulten Demokraten auch nicht 
zuletzt ihrem Erfolg bei der schönfär-
berischen, empfehlenden Darstellung 
ihrer Tätigkeit. Dieser Kritik fallen die 
nicht gewählten Kandidaten zum Op-
fer. Für die politische Elite insgesamt, 
die auf die Art in die höchsten Ämter 
drängt, ist eine derartige Überprü-
fung jedoch leicht auszuhalten: Sie ist 
eine Steilvorlage für ihre Konkurrenz. 
Denn das Kriterium, das da an sie an-
gelegt wird, ist gar kein anderes als 
dasjenige, an dem die Herrschaftsas-
piranten selber sich unbedingt bewäh-
ren wollen: die Macht, die mit ihrem 
Amt verbunden ist, fest in Händen 
halten; sie so gebrauchen, dass sie kei-
nen Schaden nimmt, sondern wächst 
- und ihr Inhaber mit ihr; sich als Herr-
schaftsfi gur gegen alle Anfechtungen 
und am Ende unanfechtbar etablieren 
und vor den Regierten eine gute Figur 
machen; mit der anvertrauten Macht 
möglichst derart verwachsen, dass 
Amt und Eigenname austauschbar 
werden ... Die Herrschaftskritik, zu 

der eine freie Wahl die der Herrschaft 
unterworfenen Wähler herausfordert, 
ist entschiedenste Antikritik, sowohl, 
was die Herrschaft selbst, als auch, 
was die Machtgier der zu wählenden 
Herrschaften betrifft.

III. 
Die demokratische “Reife” 

einer Nation

a) Demokratische Wahlen gibt es nicht 
überall, aber nach dem maßgeblichen 
Willen der freiheitlichen Staatenlenker 
sollen sie überallhin. Der edle Export-
artikel stammt eben nicht zufällig aus 
den so genannten “gefestigten Demo-
kratien” des Nordens. Nur da läuft das 
Wählen geordnet ab und stiftet mit der 
Auszählung der Stimmen auch wieder 
den politischen Frieden, den die Wahl-
auseinandersetzung kalkuliert und be-
fristet in Frage stellt. Denn dort ist 
dermaßen viel dermaßen fest geregelt, 
dass es glatt Freiheit für Alternativen 
des Wer und Wie der Machtausübung 
gibt, ohne dass sonst irgendetwas, 
geschweige denn die Macht und ihre 
Ausübung selber in Frage gestellt 
würde. Da herrscht nämlich jenseits 
aller freien Wahlentscheidung das 
Recht, das allen gesellschaftlichen In-
teressen wirksam vorschreibt, wie sie 
zu verfolgen sind, und das so durch 
systematische Ermächtigung und Be-
schränkung aller Bürger für inneren 
Frieden und ein funktionales Zusam-
menwirken aller gegensätzlichen und 
konkurrierenden Interessen sorgt. Da 
ist sogar die Herrschaft selbst funk-
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Wer die Macht im Lande ausübt, den 
nationalen Haushalt verwaltet, über 
Steuern, Renten, Krieg und Frieden, 
über sämtliche Lebensbedingungen 
der Leute im Lande entscheidet. Die 
Entscheidung darüber, wer das dem-
nächst darf, ist den Wählern anheim 
gestellt: Denen steht es zu, mit ih-
rer Stimmabgabe die eine oder an-
dere Politikerriege zur Führung der 
Staatsgeschäfte zu ermächtigen. Und 
die Wähler treffen dann ja auch ihre 
Wahl: Schlechte Meinung hin oder 
her, am Wahlsonntag will dann doch 
jeder einen Unterschied zwischen den 
verschiedenen politischen Figuren 
kennen und sich lieber von der einen 
regieren lassen als von dem anderen.

Worum geht es also bei der Wahl? Was 
leistet sie für die politische Herrschaft 
in der Demokratie – und was für den 
Wähler?

Die Klärung dieser Fragen wird erge-
ben, warum in der Demokratie soviel 
wert auf die Beteiligung des Volkes 
bei der Auswahl der politischen Füh-
rung gelegt wird – und woran die Frei-
heit des Wählens ihre Grenzen hat.

renz zu profi lieren und durchzusetzen. 
Und die Presse fi ndet auch gar nichts 
dabei, die Politiker danach zu begut-
achten, wer dabei die beste Schau ab-
zieht.

- Das Volk führt sich seinerseits über-
haupt nicht so auf, als hätte es das 
dringende Bedürfnis, endlich sei-
ne Rolle als Souverän einmal wieder 
spielen zu dürfen. Klar, einfach zu-
frieden mit der herrschenden Politik 
ist keiner so recht. Aber Krise hin, 
Renten her: Umfragen ergeben, dass 
die Mehrheit der Wähler es gut noch 
eine Weile mit Merkel und Gutten-
berg aushalten würden. Ihretwegen 
bräuchte es die Wahl schon einmal 
überhaupt nicht – zumal die meisten 
Wähler ohnehin die Wahlen als ziem-
lichen Schwindel betrachten, den sie 
längst durchschaut haben. Da lassen 
sich aufgeklärte Wähler nichts vorma-
chen: Dass aufgrund der Abstimmung 
ihr Wille geschieht, wenn die Regie-
renden sich ans Regieren machen, be-
hauptet keiner so recht. So „naiv“ will 
keiner sein, dass er sich vormacht, mit 
seiner Stimmabgabe könne er wirklich 
etwas verändern; den Spruch, dass 
„die da oben doch machen, was sie 
wollen“, weiß noch jeder gute Staats-
bürger herzusagen.
Was in der offi ziellen Lobeshym-
ne über die Wahl wie in der ziemlich 
schlechten Meinung der „Realisten“ 
von oben und unten nicht zur Sprache 
kommt, das ist die wirkliche Bedeu-
tung, die dieser Veranstaltung im po-
litischen Leben der Nation zukommt. 
In der Wahl wird über nichts weniger 
entschieden als darüber, wer regiert: 
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tional in Exekutive, Legislative und 
Judikative aufgeteilt, also als System 
arbeitsteiliger Selbstermächtigung 
organisiert, welches die Inhaber der 
Macht mit festen Teilaufgaben im 
Rahmen quasi objektiver Staatsziele 
betraut und so in grundsätzlich aus-
tauschbare Staatsdiener verwandelt. 
Da kommt also auch nichts durchein-
ander, wenn verschiedene Parteien um 
die höchsten Staatsämter konkurrieren 
und das Wahlvolk zur Entscheidung 
ihres Gerangels einladen: Ihr Konkur-
renzkampf ist einer ums Besserma-
chen; Ziel und Erfolgskriterium sind 
Grundlage, nicht Gegenstand der Aus-
einandersetzung.

b) Zu derart wohlgeordneten und fest-
gefügten Gemeinwesen haben es aus-
gerechnet die erfolgreichen unter den 
kapitalistischen Ausbeutungsgesell-
schaften gebracht. Sie beruhen auf 
Gewalt und Herrschaft, denn nur die 
Macht des Staates schafft und schützt 
die Privatmacht des Eigentums an Pro-
duktionsmitteln und schließt die große 
Mehrheit ihrer Untertanen von der Ver-
fügung darüber aus. Diese Mehrheit 
wird durch das Recht der Macht der 
Eigentümer ausgeliefert und auf die 
Rolle des arbeitsamen Kostenfaktors 
für deren Gewinnmaximierung fest-
gelegt. Der moderne kapitalistische 
Staat hat aber sogar die trostlose Rolle 
von Knechten unter fremdem Kom-
mando und zu fremdem Nutzen durch 
umfassende Verrechtlichung zu einer 
ehrenwerten, mit gesetzlich geschütz-
ten Ansprüchen und Pfl ichten ausge-

statteten Erwerbsquelle ausgebaut, die 
insofern gleichberechtigt neben der 
Erwerbsquelle der vermögenden und 
ausbeutenden Klasse steht. Proletarier 
wie Fabrikherren sind verpfl ichtet, auf 
vertraglicher Basis zu verkehren und 

den Arbeitsvertrag einzuhalten, der 
selbstverständlich fürs Kapital rentab-
le Arbeit zum Gegenstand hat. Sogar 
dem Interesse, das den kapitalistischen 
Laden stört, sobald es sich meldet - 
demjenigen an einem auskömmlichen 
Lebensunterhalt für alle, kurzen Ar-
beitszeiten und bequemen Arbeitsver-
hältnissen -, hat dieser Staat den ihm 
gebührenden, nämlich äußerst nach-
rangigen Platz im Gemeinwesen zu-
gewiesen; den schützt er dann. Wenn 
sie auf diesen Schutz setzen, sind die 
Lohnabhängigen grundsätzlich reif 
dafür, die Macht zu wählen, die sie 
lohnabhängig macht. Freilich müssen 
sie dann noch den nächsten Schritt 
tun und ihre unausbleibliche Enttäu-
schung richtig verarbeiten, nämlich 
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ihre bleibende Unzufriedenheit auf-
teilen: in den einen Teil, wo einfach 
nichts zu machen ist, weil “die Ver-
hältnisse” “nun einmal” so sind, wie 
sie sind, und wo jeder selber schauen 
muss, wie er durchkommt; und in den 
anderen Teil, wo einem das Recht zu-
gestanden wird, sich über eigentlich 
überfl üssige Härten und ungerechte 
Benachteiligung zu beschweren und 
den Regierenden Versagen vor ihrem 
eigentlichen Herrschaftsauftrag vor-
zuwerfen. Auf die Art werden Lohn-
arbeiter im Namen der Herrschaft, die 
sie auf ihre unschöne Lebenslage fest-
nagelt, zu Kritikern der Herrschenden, 
von denen sie diesem ihrem Status 
gemäß behandelt werden. Wenn sie 
es schließlich mit dem Übelnehmen 
nicht übertreiben, sondern vor al-
lem Einsicht in das Unvermeidliche 
zeigen und ihre politische Unzufrie-
denheit auf eine Wahlstimme für die 
Partei beschränken, die sie für das 
kleinere Übel halten, also mit ihrem 
aktiven Wahlrecht so passiv bleiben, 
wie sich das gehört, dann ist auf sie 
Verlass und die Demokratie stabil.

c) Aktiv sind in einer solchen De-
mokratie diejenigen, die das passive 
Wahlrecht wahrnehmen und sich in 
die Machtpositionen hineinwählen 
lassen; der Wille des so genannten de-
mokratischen Souveräns ist Produkt 
der von ihnen betriebenen politischen 
Willensbildung. Wenn sie sich kon-
kurrierend gegen ihresgleichen um 
das Vertrauen der Wähler bemühen, 
dann legen sie denen immer wieder 

von neuem die Zumutung ans Herz, zu 
trennen zwischen der Herrschaft als 
einem unparteiischen Sachzwang des 
Zusammenlebens, den sie brauchen, 
und dem Personal der Herrschaft: dem 
schlechten, das sie in die Wüste schi-
cken sollen, und dem guten, das die-
sen segensreichen Sachzwang richtig 
exekutiert und dafür gewählt werden 
muss. Wahlkämpfer greifen jede vor-
handene oder erregbare Unzufrieden-
heit im Volk auf, übersetzen sie in 
einen Ärger über Versäumnisse und 
Fehler der Mächtigen bei der Aus-
übung ihres Amtes und geben ihr in 
dieser Fassung unbedingt Recht. Sie 
stellen dem breiten Publikum seine 
systemgemäßen, mit seiner ökonomi-
schen Position einhergehenden Nöte 
als Resultat vermeidbarer Fehler ei-
ner Regierung dar, die “es nicht kann” 
(Merkel 2004), und bieten sich als 
Staatslenker an, die “nicht alles ande-
res, aber alles besser machen” (Schrö-
der 1998). Gegen die Opposition, die 
die Beschädigung aller möglichen In-
teressen als “handwerkliche Fehler” 
anprangert, bestehen die Amtsinha-
ber auf der sachzwanghaften Notwen-
digkeit ihrer Aktionen angesichts der 
Lage, in der auch die Opposition nicht 
anders handeln könnte; die hat in 
Wahrheit “keine Konzepte”, sondern 
nur “leicht reden”, weil sie nicht “in 
der Verantwortung steht”. Im Endef-
fekt defi nieren die feindlichen Werbe-
strategen, die dem Volk sagen, welche 
seiner Opfer es unter ihrem Komman-
do nicht bräuchte, gemeinsam, welche 
es auf jeden Fall braucht - für das Va-
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Ankündigungstext Vortrag & Diskussion

Die Wahlen
Ein Lehrstück über die Herrschaft namens Demokratie

- 09.09.2009, 19:30 Uhr, Universität Jena, Carl-Zeiss-Str.3, Seminarraum 206
- 10.09.2009, 19.30 Uhr, “Filler”, Schillerstrasse 11, Erfurt

Demnächst wird in Deutschland wie-
der gewählt, das Herz jedes guten 
Staatsbürgers schlägt höher – oder 
sollte es wenigstens, glaubt man der 
offi ziell verbreiteten guten Meinung 
über die Wahl. Immerhin handelt es 
sich bei diesem nationalen Großereig-
nis um das Kernstück der Demokratie. 
Durch Wahlen, so heißt es, zeichnet 
sich diese Staatsform vor allen an-
deren aus: Sie legitimieren die Aus-
übung der politischen Macht.

In der Demokratie wird nicht einfach 
regiert – das Volk erteilt per Abstim-
mung höchstförmlich den Auftrag zur 
Wahrnehmung der Staatsgeschäfte. 
Dafür wird die Demokratie geschätzt 
und gelobt, das verleiht der demo-
kratischen Herrschaft ihr besonde-
res Gütesiegel. Das unterscheidet sie 
zum Guten von Ländern, in denen die 
Herrschaft ihr Volk nicht ordentlich 
oder gar nicht wählen lässt: Da, so 
hört man, herrschen üble, menschen-
feindliche Verhältnisse. Vom Wäh-
lendürfen soll also abhängen, was das 
Volk von seiner Regierung hat. Be-
sonders glaubwürdig ist dieses Lob 
der Wahl nicht. Nicht einmal diejeni-
gen, die sich als Politiker und Wähler 

an dieser nationalen Großveranstal-
tung beteiligen, scheinen so recht an 
dieses offi zielle Lob zu glauben: Von 
einer allgemeinen Begeisterung darü-
ber, dass jetzt endlich wieder gewählt 
werden darf, ist weder bei den Regie-
renden noch beim Volk etwas zu be-
merken. In auffälligem Kontrast zur 
guten Meinung vom Wählen steht, 
wie Führung und Volk tatsächlich zur 
Wahl stehen:

- Die an der Macht befi ndlichen poli-
tischen Führer bekunden, dass sie die 
ganze Veranstaltung eigentlich ziem-
lich lästig fi nden. Sie lassen verlauten, 
dass sie eigentlich Wichtigeres zu tun 
haben als sich wieder einmal dem Vo-
tum des Volkes zu stellen: Eine Wirt-
schaftskrise muss bewältigt werden, 
in Afghanistan ist ein kleiner Krieg 
zu führen, da passt es eigentlich gar 
nicht, lassen sie durchblicken, jetzt 
Wahlkampf zu machen und das Volk 
zum Urnengang zu agitieren. Wenn 
dann aber nun mal der Wahlkampf 
los geht, machen die Kandidaten al-
ler Couleur keinen Hehl daraus, wor-
um es ihnen dabei geht: Für sie ist die 
Wahl eine Gelegenheit, in ein Amt zu 
kommen, sich auf Kosten der Konkur-
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Preisbindungen generell ein Vergehen 
gegen die marktwirtschaftliche Effi zi-
enz darstellen? Aus der Markttheorie 
ergibt sich das nicht! Es ergibt sich 
daraus, dass auf dem Arbeitsmarkt 
Preise erzielt bzw. gezahlt werden, 
deren geringe Höhe mit den „sozi-
alethischen Prinzipien“ eines Wirt-
schaftsfachmannes schon mal schwer 
vereinbar sein kann. Gegenüber ste-
hen sich da nämlich die Anbieter von 
Arbeitskraft, die wegen ihrer Besitz-
losigkeit auf jeden Lohn angewiesen 
sind, und die Nachfrager nach Arbeit, 
die dafür nur so viel zahlen, dass ihre 
Gewinnkalkulation aufgeht. Es han-
delt sich da in aller Freiheit um ein 
materielles Erpressungsverhältnis, in 
dem die eine Seite ihr Angebot nur 
um den Preis des Existenzverlustes 
zurückziehen kann, weswegen die 
andere bei der Erzielung eines güns-
tigen Kostpreises leichtes Spiel hat. 
Weil es auf den Geschäftserfolg dieser 
Seite aber ankommt, muss die Politik 
bei ihren sozialethischen Maßnahmen 
schwer aufpassen. Am besten geht 
das, wenn sie die Unternehmen auf die 
Sozial- und Lohnkosten festlegt, die 
das durchschnittliche Unternehmen 
sowieso bezahlt. Dieses Armutsniveau 
ist in jedem Fall „marktkonform“.

(Alle Zitate aus: FAZ, 11. April  '09, S. 31)

Quelle: www.versus-tuebingen.de

Reichen ihr Geld wegnähme, um es 
den Armen zu geben. Wer da als Nach-
frager auftritt und was der dann nach-
fragt, ist schließlich völlig egal für 
das „freie Spiel“ von Nachfrage und 
Angebot, für das die Wirtschaftswis-
senschaft die Grundregel aufgestellt 
hat, dass beide sich immer einander 
anpassen und damit alles ins Lot bzw. 
Gleichgewicht kommt. Insofern gibt 
es also keinerlei Marktproblem bei der 
Vermögensumverteilung. 
In der realen Sozialen Marktwirtschaft 
geht es aber nicht um die Anzeige von 
Knappheit, den Einklang von Angebot 
und Nachfrage und ähnlichen Unsinn. 
Da geht es um Kapitalwachstum, also 
um Geld, das einzig und allein des-
halb in die Produktion investiert wird, 
um es zu vermehren. Und dafür ist es 
von entscheidender Bedeutung, dass 
ein Großteil der Bevölkerung über 
kein Vermögen und kein Einkommen 
verfügt und deshalb kostengünstig 
als Produktionsfaktor zu haben ist. 
Dass diese Leute „Anbieter“ beson-
derer Art sind, wird deutlich, wenn 
Müller-Armack den Mindestlohn 
thematisiert: „Es ist marktwirtschaft-
lich durchaus unproblematisch, als 
sogenannte Ordnungstaxe eine staat-
liche Mindesthöhe zu normieren, die 
sich im Wesentlichen in der Höhe des 
Gleichgewichtslohns hält, um willkür-
liche Einzellohnsenkungen zu vermei-
den.“ 
Wieso aber ist eine staatlich festgeleg-
te Lohnuntergrenze „marktwirtschaft-
lich durchaus unproblematisch“, wenn 

7
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terland, die Konjunktur, die Arbeits-
plätze - und was deshalb den Verdacht 
nicht verdient, da sei ein ziemlich 
massenfeindliches Interesse am Werk, 
dem der Staat mit Gewalt Geltung ver-
schafft.

IV. 
Das demokratische Gütesiegel:

 Führerqualität

Das demokratische Kunststück, dem 
Wahlvolk Alternativen vorzulegen, da-
mit es durch die Wahl zwischen ihnen 
unterschreibt, dass es keine Alternati-
ve hat, kommt zum Kern der Sache, 
wenn sich die Konkurrenten um die 
Wählergunst unmittelbar als Personen 
empfehlen, die Führung bieten, und 
sich durch nichts als die gekonnte De-
monstration ihrer Führungsqualitäten 
mehr vom Konkurrenten unterschei-
den wollen. Die Wähler, die sich von 
solchen Machtmenschen fragen las-
sen, wer “der Beste für unser Land” 
ist, anerkennen in aller Freiheit durch 
die Auswahl, die sie treffen, dass sie 
Führung brauchen und überhaupt 
nichts dabei fi nden, sich von Macht-
habern ihre Existenzbedingungen 
diktieren zu lassen - nach Gesichts-
punkten und im Interesse von Zielset-
zungen, denen sie weiter gar nicht auf 
den Grund gehen wollen. In ihrer voll-
endeten Form hat die Freiheit, die die 
Wahl stiftet, also wohl doch auch ge-
wisse kulturelle Voraussetzungen: Sie 
fordert vom Wähler die Bereitschaft, 
sich durch die Inszenierung von Füh-
rungskraft und Leutseligkeit, durch 

inszenierte Schaukämpfe und insze-
nierten Jubel, durch fl otte Werbesprü-
che und die Wucht des seinetwegen 
betriebenen Aufwands beeindrucken 
zu lassen; sie verlangt die Fähigkeit, 
die Angeberei politischer Häuptlin-
ge vergleichend zu goutieren und die 
Prominenz selbst “irgendwie gut” zu 
fi nden. Die Dummheit ist gefragt, 
über politische Machthaber quasi per-
sönliche Geschmacksurteile zu fäl-
len; sei es auf der Hurra-Ebene oder 
unter Berufung auf einen “persön-
lichen Eindruck”, sei es in der Rolle 
eines ideellen Image-Beraters oder 
des abgeklärten Durchblickers, der 
die politische Überzeugungskraft ei-
nes Kandidaten nach der erzielten 
Wirkung zu benoten versteht. Funk-
tionierende Demokratien zeichnen 
sich durch eine pluralistische Öffent-
lichkeit aus, die ihre abschätzigen 
wie ehrerbietigen Einschätzungen auf 
verschiedensten Ebenen und für je-
des Anspruchsniveau gerecht verteilt 
und so ihr Publikum zum sachkundig-
kritischen Genuss des parteiischen 
Personenkults erzieht, an dessen Dar-
bietung sie sich selbst heftig beteiligt.

V. 
Die Sicherstellung der 

Herrschaftsausübung vor dem
 Wähler und seiner Wahl

a) Trotz der allumfassenden Durch-
setzung und Anerkennung des Rechts, 
der gelungenen Integration der ausge-
beuteten Klasse ins Gemeinwesen und 
der erfolgreichen politischen Willens-
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vor. Da agieren „Leistungsbringer“ 
mit unterschiedlichen „Qualitäten“ 
– der eine hat kräftige Oberarme, ein 
anderer kann gut rechnen und ein Drit-
ter hat eben viel Geld. Das führt, so 
die Theorie weiter, zu einer „Einkom-
mensverteilung“, die Alt- und/oder 
Neoliberalen als schwer in Ordnung, 
weil irgendwie leistungsgerecht, pro-
pagieren. Andere Markttheoretiker 
sehen das mit der unterschiedlichen 
Leistung im Prinzip genauso, stehen 
aber dem Ausmaß der so erzeugten 
Armut kritisch gegenüber. Zu denen 
gehört Müller-Armack. Er erteilt der 
Politik den Auftrag, für die „notwen-
dige Rücksichtnahme auf sozialethi-
sche Prinzipien“ zu sorgen und die 
„marktwirtschaftliche Einkommens-
verteilung“ zu korrigieren, ohne aber 
dabei in den „Marktmechanismus“ 
einzugreifen, der diese Verteilung her-
vorbringt. 
Das geht korrekterweise so: „Wenn 
auf dem Weg der Besteuerung die 
höheren Einkommen gekürzt und die 
einlaufenden Beträge etwa in Form 
von direkten Kinderbeihilfen, Miet-
zuschüssen, Wohnungsbauzuschüssen 
weitergeleitet werden, liegt geradezu 
der Idealfall eines marktwirtschaftli-
chen Eingriffs vor.“ 
Wenn die Marktwirtschaft also da-
für sorgt, dass viele Marktteilnehmer 
von einem Einkommen leben müssen, 
das für Wohnen und das Großziehen 
von Kindern nicht ausreicht, dann ist 
ihr das einerseits nicht vorzuwerfen, 
es entspricht aber andererseits nicht 
den „Notwendigkeiten des staatlichen 

und kulturellen Lebens“, die Müller- 
Armack verwirklicht sehen möchte. 
Zu denen gehört es, dass auch Nied-
riglohnempfänger ausgeschlafen und 
gewaschen am Arbeitsplatz erschei-
nen und den „gesellschaftlich er-
wünschten“ Nachwuchs produzieren 
können. Sozialethisch betrachtet darf 
ihre Armut nur so groß sein, dass sie 
ihnen die Erfüllung dieser sozialen 
Aufgaben nicht verunmöglicht. So 
viel „Wohlstand für alle“ muss sein 
und deshalb muss der Staat eine nach-
trägliche „Vermögensumverteilung“ 
vornehmen, indem er die Reichen be-
steuert und die Armen bezuschusst. 
Dieser Fall von „marktwirtschaftli-
chem Eingriff“ ist für Müller-Armack 
deshalb „ideal“, weil er zu seinem 
Marktmodell passt: Wenn sich die so 
Bezuschussten auf den Markt begeben 
und nachfragen, dann wird die freie 
Preisfi ndung nicht beeinträchtigt. Und 
ohne die merkte ja keiner, dass irgend-
etwas knapp ist, und alles wäre per de-
fi nitionem ganz ineffektiv. Mit freier 
Preisfi ndung ist hingegen wirtschafts-
theoretisch alles in Ordnung: „Selbst 
eine hohe Besteuerung zugunsten ei-
nes sozial- und staatswirtschaftlichen 
Konsums ist bei der Wahl richtiger 
Steuermittel eine marktwirtschaftlich 
durchaus neutrale Tatsache, welche 
die Nachfragedaten zwar entschei-
dend verändert, deren Berücksichti-
gung aber die marktwirtschaftlichen 
Regeln nicht verletzt.
Die „Regeln“, die die Markttheorie 
aufgestellt hat, würden tatsächlich 
nicht verletzt, wenn die Politik den 
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Mythos einer naturwissenschaftlichen Theo-

rie menschlichen Verhaltens

192 Seiten   (2008)

EUR 13.80   sFr 24.60

ISBN 978-3-89965-305-2

Kognitive Hirnforschung begründet eine 

neue Ideologie. In dieser werden Ergebnisse 

aus der Naturwissenschaft dazu benutzt, 

die Ergebnisse der bürgerlichen Konkur-

renz biologisch zu erklären und damit als 

naturgegeben zu behaupten.

bildung verlassen sich die Demokra-
ten von oben nicht auf die hergestellte 
Harmonie zwischen der Herrschaft 
und ihrer Basis: Sie entziehen den 
Staat der Beurteilung, indem sie die 
Performance der Staatsagenten zum 
Gegenstand der Beurteilung machen, 
sie ersparen dem Staat den Unmut der 
Geschädigten und das Risiko der Zu-
stimmung des Volkes zu ihm, indem 
sie die Karrieren seines Personals dem 
Risiko der Ablehnung aussetzen - und 
dennoch haben sie ihre Bedenken ge-
gen so viel Einfl uss des Pöbels auf 
die Obrigkeit. Und zwar nach beiden 
Seiten hin: was die sachgerechte Aus-
übung der notwendigen Herrschaft, 
wie auch, was die notwendige Freiheit 
des herrschenden Personals betrifft 
- irgendwie ist den demokratischen 
Verantwortungsträgern selbst die de-
mokratische Scheidung zwischen ei-
ner unangefochtenen Staatsräson und 
deren jeder Nörgelei und der Gefahr 
der Abwahl ausgesetzten Exekutoren 
nicht ganz geheuer.

b) Steht eine Wahl im Kalender oder 
gar mehrere im Jahr, dann bekunden 
professionelle Demokraten ihre Sor-
ge um den Gang der Staatsgeschäf-
te. Das Regieren stockt, notwendige 
Entscheidungen bleiben unerledigt, 
weil die Macher aufs Wohlwollen der 
Wähler schielen müssen und nicht mit 
der gebotenen Konsequenz durchgrei-
fen können: Die Macht leidet darun-
ter, dass die Macher konkurrieren und 
die Konkurrenz auch noch durch das 
regierte Volk entschieden wird, nach 

dem Urteil kompetenter Demokraten 
dann doch die inkompetenteste Figur 
im ganzen Land.

c) Die unfähige Masse verdirbt au-
ßerdem die politischen Sitten - in 
grotesker Umkehrung des wirklichen 
Verhältnisses zwischen aktiven Wäh-
lern und passiv Gewählten werden 
die Adressaten für die Peinlichkeiten 
haftbar gemacht, die die Arrangeu-
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lich kann Betrug im eigentlichen Sinn 
nicht vorliegen, wenn ihn die Gegen-
partei umgehend denunziert; Entglei-
sungen sind jedoch immer drin.

d) Im Reich der demokratischen Frei-
heit bleibt es daher nicht bei Klagen 
über die Unmöglichkeit, dem Untertan 
die Politik zu erklären und ihn damit 
auch noch für sie einzunehmen. Der 
Rechtsstaat als Veranstalter der Wahl 
trifft Vorkehrungen, damit die schwer 
berechenbare, wenn auch ständig be-
rechnete Wählerlaune nichts durchei-
nander bringen kann. Er entscheidet 
über Zulassung und Nichtzulassung 
von Parteien und grenzt den “Verfas-
sungsbogen” ein, innerhalb dessen das 
Volk seine Wahl zu treffen hat. Seine 
Gesetze regeln den Modus der Ab-
stimmung - Mehrheits- oder Verhält-
niswahlrecht - und richten z. B. eine 
nützliche 5 % Klausel ein, die Min-
derheiten aus den Parlamenten fern-
hält. Seine Organe überwachen den 
Wahlprozess sowie die Auszählung 
der Stimmen und behalten sich die 
Entscheidung über Streitfragen dabei 
vor. Die staatstragenden Parteien, die 
gegeneinander wahlkämpfen, wirken 
zusammen, wenn es darum geht, sich 
das für moderne Werbekampagnen nö-
tige Geld aus dem Staatshaushalt zu 
genehmigen und die nicht so gut eta-
blierte Konkurrenz davon ebenso wie 
vom Zugang zu den Massenmedien 
auszuschließen, die das Volk erreichen; 
denn dass Wahlerfolg hauptsächlich 
eine Frage des dafür betriebenen Wer-
beaufwands ist, das gilt in gefestigten 

176 Seiten   (2007)

EUR 12.80   sFr 23.20

ISBN 978-3-89965-210-9

Freerk Huisken verdeutlicht Zusammen-

hänge, die gerne ausgeblendet werden: Die 

Unregierbarkeit von Schülern, Schulklassen 

und ganzen Schulbelegschaften ist das 

unerwünschte Produkt sehr erwünschter 

Schul-, Sozial- und Ausländerpolitik.

re des demokratischen Personenkults 
ihnen zumuten. Der Wahlkampf, die 
politische Bildungsveranstaltung fürs 
Allerheiligste der Demokratie, die 
Willensbildung des Souveräns, steht 
im schlechtesten Ruf: Auskünfte der 
Politiker im Wahlkampf sind nicht 
zum vollen Wert zu nehmen, die Da-
men und Herren betreiben schließlich 
Wahlkampf und müssen das Volk be-
tören. Versprechungen sind da eben-
so nötig wie unseriös: Der Souverän 
will schließlich betrogen sein - frei-
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Die behaupten nun, dass dieses Miss-
verhältnis ein zwar unschönes, aber 
notwendiges Zwischenergebnis im 
„Spiel von Angebot und Nachfrage“ 
sei, das „der Markt“ selbst korrigiere. 
Findige Anbieter würden ihre Kalku-
lation nämlich der Geldknappheit bei 
den Nachfragern anpassen und Billig-
produkte auf den Markt werfen, die 
diese sich leisten können, und schon 
sind Angebot und Nachfrage wieder 
auf bestem Weg zum Gleichgewicht. 
Bloß: Welche Anbieter nun „fi ndig“ 
genug waren, stellt sich wiederum 
ex post und in bekannt „effi zienter“ 
Weise nach erfolgter Produktion auf 
dem Markt heraus. Der ist, wie im-
mer, so auch in diesem Fall, bevölkert 
von Geschäftsleuten, die alle bestrebt 
sind, ihre Produktionskosten so weit 
zu senken (die Kosten wohlgemerkt, 
nicht etwa, wie die VWL gerne glau-
ben machen möchte, den Ressourcen-
verbrauch), dass sie die Konkurrenten 
preislich unterbieten und aus dem 
Markt drängen können. Anbieter, die 
da unterliegen, können einpacken. 
Ihre Produkte bleiben liegen, ihre Pro-
duktionsanlagen sind als unrentabel 
auszumustern und Leute, die da ge-
arbeitet haben, verlieren deshalb ihre 
Existenzgrundlage. 
Sachlich zeichnet sich die Markt-
wirtschaft also durch eine grandio-
se Verschwendung von materiellem 
Reichtum bei gleichzeitiger massen-
hafter Verarmung aus. Beides effi zi-
ent für die Erwirtschaftung von Profi t, 
aber eben auch nur dafür. 

Wie seine Leistungen zu 
„korrigieren“ sind 

Auf diese „ökonomischen Leistun-
gen“ der Marktwirtschaft will Mül-
ler-Armack nichts kommen lassen. 
Die „Automatik des Marktes“ sei, so 
beteuert er, ein „überaus zweckmäßi-
ges Organisationsmittel“. Das Resul-
tat allerdings, das sie hervorbringt, 
hält er für korrekturbedürftig: „Es 
war ein folgenschwerer Fehler des 
wirtschaftlichen Liberalismus, die 
marktwirtschaftliche Verteilung schon 
schlechthin als sozial und politisch be-
friedigend anzusehen“, zitiert ihn die 
FAZ. Eigentlich liegt ja nun der Ge-
danke nahe, dass an den Zwecken der 
Markwirtschaft etwas faul sein muss, 
wenn sie, zweckmäßig betrieben, zu 
unbefriedigenden Ergebnissen führt. 
Die „marktwirtschaftliche Verteilung“ 
führt nicht ausnahmsweise, sondern 
beständig zu Reichtum auf der einen 
und Ausschluss von vorhandenem 
Reichtum auf der anderen Seite, weil 
Anbieter und Nachfrager als Privatei-
gentümer den Markt schon mit dieser 
Voraussetzung betreten, wenn die ei-
nen Kapital und damit Produktions-
mittel besitzen und die anderen nicht. 
Diese müssen, weil sie damit von de-
ren Nutzung ausgeschlossen sind, den 
Besitzenden ihre Arbeitskraft anbie-
ten, die von denen nur nachgefragt 
wird, wenn sie so billig ist, dass ihre 
Käufer mit ihrer Anwendung einen 
Profi t erzielen. 
In der Markttheorie von Angebot und 
Nachfrage kommt das alles so nicht 
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Auto brauchen könnten, zu teuer sind. 
Trotzdem sinken die hohen Preise 
nicht, jedenfalls nicht so weit, dass sie 
zur Zahlungsfähigkeit dieser Nachfra-
ger passen würden. Um die Befriedi-
gung von  Nachfrage geht es nämlich 
immer nur als Mittel der Gewinnerzie-
lung, und so sind auch die Marktprei-
se kalkuliert: Mit dem Verkauf soll ein 
Überschuss über die Produktionskos-
ten erzielt werden. Wenn diese Preis-
kalkulation nicht aufgeht, die Waren 
zu diesem Preis nicht verkauft werden 
können, unterbleibt ihr Verkauf. Da-
mit stellt sich ihre Produktion, die ja 
sachlich ein Erfolg war – schließlich 
hat sie eine Menge gebrauchsfähiger 
Güter erzeugt – als marktwirtschaftli-
cher Misserfolg heraus. Für den Kon-
sum stehen diese Güter deshalb nicht 
zur Verfügung. Ressourcen und Arbeit, 
die für ihre Herstellung nötig waren, 
waren vergeblich aufgewendet, nicht, 
weil niemand diese Güter konsumie-
ren wollte, sondern weil die Preiskal-
kulation ihrer Hersteller nicht aufging. 
Was nicht gewinnbringendverkauft 
werden kann, ist in der Marktwirt-
schaft schlicht wert- und nutzlos. Von 
Knappheit an Gütern, die der Preis 
„anzeigen“ müsste also keine Spur! 
„Knapp“ ist nur das Geld der Armen, 
die der Preis der Waren am Konsum 
hindert. Überproduktion von Waren, 
die auf dem Markt nicht abzusetzen 
sind, neben einer Vielzahl von Armen, 
denen es an diesen Produkten fehlt, 
das ist die „hohe Leistungsfähigkeit“, 
für die die Liebhaber der Marktwirt-
schaft dieses System so gerne loben. 

jedenfalls. Müller-Armack weiß, was 
da zu tun bzw. zu unterlassen ist. 
In gar keinem Fall darf der „Markt-
mechanismus“ beeinträchtigt werden. 
Das wäre dann der Fall, wenn die Po-
litik Preise anordnete, zu denen die 
armen Teufel sich das Zeug, das sie 
brauchen, leisten könnten, oder wenn 
sie ihnen ein ausreichendes Einkom-
men garantierte. Preis-, Miet- und 
Lohnbindungen lehnt der „geistige 
Vater“ der Sozialen Marktwirtschaft 
entschieden ab. Derartige Maßnah-
men wären nämlich ganz schlecht 
für die Effektivität des  Marktes, auf 
dem das „freie Spiel von Angebot und 
Nachfrage“ zu Preisen führt, die „die 
zentrale Rolle bei der Anzeige von 
Knappheitsverhältnissen“ spielen. 
Das behauptet jedenfalls Müller-Ar-
mack (und mit ihm die VWL bis heu-
te): Ein hoher Preis hat seinen Grund 
darin, dass ein Gut „knapp“ ist. Des-
halb kriegen es nur ein paar Wohl-
habende, die diesen Preis bezahlen 
können. Ein hoher Preis führt aber 
auch zu einem steigenden Angebot 
an diesem Gut, das dann nicht mehr 
knapp ist, weshalb sein Preis runter 
geht und weniger Wohlhabende es 
sich auch leisten können. So will es 
in der wirtschaftswissenschaftlichen 
Modellwelt das „Gesetz von Ange-
bot und Nachfrage“ – und so ist es auf 
dem realen Markt keineswegs. 
Momentan sind beispielsweise Au-
tos alles andere als knapp. Massen-
weise können produzierte Neuwagen 
nicht abgesetzt werden, weil sie für 
viele Leute, die durchaus ein neues 

11

Demokratien unbestritten. Auch das 
ist durchaus kein Widerspruch zur De-
mokratie, wenn die Teilnahme an der 
Abstimmung an eine gewisse staats-
bürgerliche Reife gebunden wird, die 
sich daran zu beweisen hat, dass der 
Wahlwillige eine umständliche, bis-
weilen schikanös ausgestaltete Regist-
rierung als Wähler übersteht.

e) Auch ist heutzutage der Kunstgriff 
keineswegs ausgestorben, der im Mus-
terland der Demokratie früher einmal 
dazu gedient hat, bestimmten Mitbür-
gern jede Chance auf unerwünsch-
te Abstimmungserfolge zu verbauen: 
Das gezielte Zerstückeln und Zurecht-
schneiden der Stimmbezirke, um un-
liebsam überraschende Wahlergebnisse 
auszuschließen - “Gerrymandering” 
nennt das der Amerikaner, der sich 
da auskennt -, ist in den modernsten 
Zwei-Parteien-Systemen zur Perfekti-
on entwickelt worden, um einer Partei 
dauerhaft den Wahlerfolg zu sichern. 
Eine Praxis, die verrät, wie sehr de-
mokratische Politiker eben doch ganz 
grundsätzlich unter der generellen 
Maßregel leiden, die das alles entschei-
dende Gütesiegel ihrer Staatsform aus-
macht: dass sie als Machthaber mit der 
Macht, die sie haben, bloß trennbar 
verbunden, nur bis auf Widerruf durch 
die nächste verlorene Wahl mit ihrem 
Stück Staatsgewalt identisch sind. 
Schließlich geben sie sich alle Mühe, 
in ihren Anteil an der politischen Herr-
schaft hineinzuwachsen; nicht bloß ir-
gendeinen Job zu tun - am wenigsten 
dann, wenn sie in dem Jargon darüber 

reden -, sondern die Sache der Nation 
höchstpersönlich zu repräsentieren; 
so gut und so gültig wie kein anderer, 
schon gar keiner von der anderen Par-
tei. So gesehen grenzen auch und ge-
rade für demokratische Politiker eigene 
Wahlniederlagen immer ein bisschen 
an Putsch und Vaterlandsverrat - unge-
recht sind sie allemal.

f) Deswegen ist es auch nur gerecht, 
wenn sie alles tun, was in ihrer Macht 
steht - solange sie sie haben -, um den 
GAU einer Niederlage zu verhindern. 
Da werden Rivalen schon mal mit Hil-
fe von Enthüllungen, die ermittelnde 
Staatsorgane zugänglich machen, mo-
ralisch vernichtet oder kriminalisiert; 
der Gegner wird mit verbotenen Mit-
teln ausgespäht, um seine Wahlkampf-
Strategie zu durchkreuzen; Wahlhelfer 
“organisieren” Wahlstimmen in Pfl e-
geheimen oder per Mehrfach-Abstim-
mung; bei der Auszählung wird ein 
wenig geschoben ...

g) Fälschung und Betrug sind freilich 
verboten und, wenn sie herauskommen, 
defi nitiv geächtet. Die Übergänge sind 
zwar fl ießend, und die Versuchung, 
gute Ergebnisse auch mit inoffi ziellen 
Mitteln sicherzustellen, gibt es immer 
und überall. Letzten Endes und unter 
Protest setzen gute Demokraten dann 
aber doch die Prozedur der Wahl höher 
an als ihre Rivalität untereinander; sie 
wollen das zuverlässige Ja zum Staat 
nicht gefährden, das die Wahl stiftet 
und um das es allen konkurrierenden 
Parteien geht. Deshalb bekennt der un-
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terlegene Kandidat seine Niederlage 
und gratuliert dem Sieger, wie säuer-
lich und hinterhältig auch immer, zum 
Vertrauen des Volkes, das er gewon-
nen hat; der Sieger dankt seinerseits 
dem Verlierer für das freimütige Be-
kenntnis seiner Niederlage, bekundet 
ihm seinen Respekt, erklärt die wahl-
kampfbedingte Spaltung des Volkes 
für geheilt und sich zum Präsidenten 
oder Kanzler aller Bürger. Sieger und 
Verlierer der Wahl anerkennen sich in 
gut demokratischen Staaten als Alter-
nativen des Gleichen. Sie wissen, dass 
die Gegenpartei Zweck und Erfolg der 
Staatsmacht genauso defi niert wie sie 
selbst und dass sie den Erfolg auch 
auf etwa dieselbe Weise zu erreichen 
sucht. Ihre Bereitschaft, sich höfl ich 
ins konstitutionelle Gefüge einzuord-
nen, relativiert ihre Wahlkampfrhe-
torik vom Untergang des Vaterlandes 
im Fall eines verkehrten Wahlresultats 
und stellt klar, dass sie sich wirklich 
nur in einer Hinsicht im Wege waren: 
Die Spitzenposition im Staate, um die 
sie sich bewerben, gibt es nur einmal. 
Unter derartigen Umständen können 
die Verlierer der Wahl mit dem Ergeb-
nis freilich auch leben; auch für sie hält 
die Demokratie ein ehrenwertes Plätz-
chen bereit: Sie müssen halt die “har-
te Oppositionsbank” drücken und sich 
bis zum nächsten Mal mit dem Teil der 
Macht und dem Geld zufrieden geben, 
die damit verbunden sind.

h) Melden sich im Land politische Al-
ternativen zum Staatsprogramm und 
bestreiten praktisch dessen Alternativ-

losigkeit oder wollen sich gar die Un-
tertanen mit ihrer Rolle als Wahlvolk 
nicht mehr bescheiden und lieber ihre 
Interessen selbst in die Hand nehmen, 
dann stellt nicht der Staat sich und sein 
Programm, sondern eben die demokra-
tische Wahl zur Disposition. Mit seinen 
Notstandsgesetzen, mit denen er - ganz 
Rechtsstaat - auch noch den äußersten 
Gegensatz zwischen sich und seinen 
Bürgern kodifi ziert, stellt er ein letz-
tes Mal klar, dass das demokratische 
Prozedere Mittel seiner Herrschafts-
ausübung ist, so dass, wenn die fraglo-
se Zustimmung zu ihm nicht gegeben 
ist und deswegen auch nicht abgefragt 
wird, eben deren Herstellung auf der 
Tagesordnung steht - und zwar mit 
dem rücksichtslosen Einsatz von Poli-
zei und Militär, womit denn sonst?

Quelle: www.sozialistischegruppe.de
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Die Soziale Marktwirtschaft

sorgt für „gesellschaftlich erwünschte“

Armut

Seit der internationale Finanzmarkt 
sich selbst zerlegt hat und sich in-
folgedessen die sonstigen Märkte in 
einer satten Weltwirtschaftskrise be-
fi nden, hat das Dogma vom freien 
Markt, der alles dann am besten re-
gelt, wenn nicht in ihn „eingegriffen“ 
wird, etwas an Popularität eingebüßt 
– praktisch und theoretisch. Wäh-
rend sich staatliche Rettungspakete, 
Schutzschirme und Konjunkturpro-
gramme darum bemühen, marktwirt-
schaftlicher Geschäftstätigkeit zum 
Erfolg zu verhelfen, während Kurzar-
beitsregelungen Massenentlassungen 
verzögern und Sicherungsklauseln in 
der Rentenformel die Altersarmut re-
geln sollen, während die Politik also 
kräftig am Regeln ist, zerbrechen sich 
die ökonomischen Sachverständigen 
öffentlich den Kopf darüber, ob sie 
das – marktwirtschaftstheoretisch be-
trachtet – soll, muss oder darf. 
Darf sie, so teilt uns ein Herr Strobl 
im Feuilleton der FAZ mit, und soll 
sie sogar, damit „der Markt wirklich 
sozial wird“.

Was der Markt (nicht) leistet 

Dabei beruft er sich auf den „Erfi n-
der“ der „Sozialen Marktwirtschaft“. 
Der hieß Alfred Müller-Armack und 
verfasste 1946 ein Werk mit dem Titel 

„Wirtschaftslenkung und Marktwirt-
schaft“, in dem er die Marktwirtschaft 
als das jeder wirtschaftlichen Planung 
unbedingt vorzuziehende Wirtschafts-
system propagierte – wegen ihrer 
hohen ökonomischen „Leistungsfä-
higkeit“ und der Freiheit des Indivi-
duums. Der Markt sorge, so referiert 
die FAZ, „besser als jedes andere 
System“ für Produktivität und Reich-
tum, führe allerdings „mitunter“ zu 
„gesellschaftlich unerwünschten Ein-
kommens- und Vermögensverteilun-
gen“. Dass der produzierte Reichtum 
gar nicht mitunter, sondern mit schö-
ner Regelmäßigkeit dort landet, wo 
sich im Ausgangspunkt schon Geld 
bzw. Kapital befi ndet, ist in einer Ge-
sellschaft, die marktwirtschaftlich 
wirtschaftet, selbstverständlich nicht 
„unerwünscht“. Kapitalvermehrung 
ist schließlich der Zweck der ganzen 
Veranstaltung. Dass die Mehrheit der 
Bevölkerung allerdings ebenso re-
gelmäßig in aller Freiheit von einem 
Einkommen leben muss, das für das 
Lebensnotwendige nicht reicht, wenn 
man seine Höhe von der Leistungsfä-
higkeit der Marktgesetze bestimmen 
lässt, und dass sie deshalb ihre Funkti-
on als Arbeitnehmer und/oder Staats-
bürger nur eingeschränkt oder gar 
nicht erfüllen kann, stört die Macher 
dieser Gesellschaft schon – mitunter 


